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Mittlerer Verwaltungsdienst (Fachlehrgang V)

Verwaltungsrecht

Übungsaufgabe 5 (2000/2002 – AL II/1): Vermischtes

A. Gliederung

I. Such den Fehler
1. Zustellungsvermerk

· Anordnung der Zustellung nach Art. 1 Abs. 5 Fall 2 VwZVG
· Art. 2 Abs. 2 VwZVG: Wahl zwischen verschiedenen Zustellungsarten
· Hier: Zustellung durch einfachen Brief, Art. 17 VwZVG
· Fiktion des Zugangs am 13.12.99, Art. 17 Abs. 2 Satz 1 VwZVG
· Zustellungsvermerk: zwar unklar, aber keine Auswirkungen auf Rechtmäßigkeit des Bescheides
2. Tenor: Angebot einer Ratenzahlung

· Bestimmtheit, Art. 37 Abs. 1 BayVwVfG
· Allerdings (mangels Regelung) kein VA, sondern bloßer Hinweis
· § 222 AO (i.V.m. Art. 13 Abs. 1 Nr. 5 a KAG): Antrag
· Wasserbeitragsbescheid im Übrigen deswegen aber nicht fehlerhaft
3. Tenor: Zwangsmittelandrohung

· Androhung (Art. 36 VwZVG) von Zwangsgeld: Zwangsmittel (Art. 29 Abs. 2 Nr. 1) für Handlung, Duldung oder Unterlassung (Art. 31 Abs. 1 VwZVG)
· Hier: Leistungsbescheid zur Einforderung einer öffentlich-rechtlichen Geldforderung (Art. 23 VwZVG), also Vollstreckungsanordnung nach Art. 24 VwZVG
· Zwangsmittelanordnung rechtswidrig, lässt Bescheid im Übrigen aber unberührt
4. Tenor: Sofortvollzug (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO)

· Zu Nr. 1 des Tenors: Überflüssig, § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO, Art. 19 Abs. 1 Nr. 2 VwZVG
· Zu Nr. 3 des Tenors: Überflüssig, Art. 21 a VwZVG
5. Tenor: Kostenentscheidung (Art. 3 Abs. 1 Nr. 5 KG)

· Festsetzung im Tenor entbehrlich und verwirrend (Rechtsgrundlage: Begründung), allerdings nicht von Einfluss auf Rechtmäßigkeit des Bescheides
· besser: 5. Kosten werden für diesen Bescheid nicht erhoben.
6. Rechtsbehelfsbelehrung:

· Nicht Freistaat Bayern, sondern Markt Rohrbach passivlegitimiert (§ 78 Abs. 1 Nr. 1 VwGO)
· Verwaltungsgericht für Niederbayern (§ 52 VwGO): nicht Landshut, sondern Regensburg (Art. 1 Abs. 2 Nr. 2 AGVwGO)
· Unrichtige Rechtsbehelfsbelehrung führt hier (vgl. § 59 VwGO) aber nicht zur Rechtswidrigkeit des Bescheids), sondern – nur – zur Verlängerung der Widerspruchsfrist von 1 Monat auf 1 Jahr, §§ 70, 58 VwGO

· Nicht Klage, sondern Widerspruch

II. Ein Widerspruch für Anja Schmidt
1. Aufschiebende Wirkung

Art. 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO: Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung.
2. Widerspruchsbehörde

· Abhilfeverfahren (§ 72 VwGO) entfällt bei Identität von Ausgangs- und Widerspruchsbehörde (§ 73 Abs. 1 Satz 1 VwGO)
· Selbstverwaltungsangelegenheit der Bayerischen Verwaltungsschule (Art. 1 Abs. 1 BayVwSG)
· Ausgangsbehörde = Widerspruchsbehörde, § 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 VwGO
3. Zustellung

· Zustellung erforderlich nach §§ 1 Abs. 2 (3 a.F.) VwZG (Art. 1 Abs. 1 Satz 2 VwZVG), 73 Abs. 3 Satz 1 VwGO
· Hier: Zustellung per einfachen Brief gegen Empfangsbestätigung - § 5 Abs. 4 (2 a.F.) VwZG - an bevollmächtigten Rechtsanwalt, § 7 (8 a.F.) Abs. 1 Satz 2 VwZG
III. Vom Regen in die Traufe
1. Gutachten: Rücknahme eines rechtswidrigen VA nach Art. 48 BayVwVfG

· Rechtswidrigkeit des Bescheids, Art. 48 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG
· Begünstigender VA i.S.d. Art. 48 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG
· Vertrauensschutz, Art. 48 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG
· Verbrauch der gewährten Leistungen, Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG
· Unrichtige Angaben, Art. 48 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 BayVwVfG
· Ermessen: Zweckbindung der Gelder
2. Tenor

1. Der Bescheid der Gemeinde Weißbach vom 05.07.00 wird für die Vergangenheit zurückgenommen.
2. Die von Herrn Hans Sollner zu erstattende Leistung wird auf 500,- DM festgesetzt.
3. Der zu erstattende Betrag ist vom Tag der Bekanntgabe an mit 6 % zu verzinsen.
4. Herr Sollner hat die zu erstattende Leistung von 500,- DM bis spätestens ... auf das Konto ... zu überweisen.
5. Die vorstehenden Nr. 1 bis 4 dieses Bescheides werden für sofort vollziehbar erklärt.

B. Ausführliche Lösung

I. Such den Fehler

1. Zustellungsvermerk

Mit dem Wasserbeitragsbescheid vom 10.12.99 erhebt der Markt Rohrbach einen Beitrag i.S.v. Art. 5 KAG. Die Bekanntgabe dieses Bescheides bestimmt sich deshalb nach Art. 10 Nr. 1, Art. 13 Abs. 1 Nr. 3 lit. b) KAG i.V.m. § 122 AO 1977. Für den Fall einer Zustellung ist das VwZVG anwendbar (Art. 1 Abs. 1 Satz 1 VwZVG).

Nach Art. 1 Abs. 5 VwZVG ist eine Zustellung nur dann notwendig, wenn das durch Rechtsvorschrift oder behördliche Anordnung bestimmt wird. In diesem Fall existiert keine Rechtsvorschrift, die eine Zustellung vorschreibt. Auch aus Art. 23 Abs. 1 Nr. 1 VwZVG ist eine solche Verpflichtung nicht abzuleiten. Allerdings handelt es sich bei dem Zustellungsvermerk „Gegen Postzustellungsurkunde oder andere Zustellungsart“ um die Anordnung der Zustellung seitens des Marktes Rohrbach i.S. von Art. 1 Abs. 5 VwZVG, so dass zugestellt werden muss. Dabei hat die Behörde nach Art. 2 Abs. 2 VwZVG die Wahl zwischen verschiedenen Zustellungsarten. Das bedeutet allerdings auch, dass sich die Behörde zwischen den möglichen Zustellungsarten entscheiden muss.

Aus der Tatsache, dass Sabine Friedl den Bescheid des Marktes Rohrbach vom 10.12.99 am 11.12.99 aus ihrem Briefkasten entnommen hat, ist zu folgern, dass eine Zustellung nach Art. 3 VwZVG mittels Postzustellungsurkunde, wie alternativ im Zustellungsvermerk festgelegt, nicht durchgeführt wurde. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass bei der Heranziehung von öffentlichen Abgaben die Zusendung des Bescheides mittels eines einfachen Briefs eine sog. vereinfachte Zustellung i.S.v. Art. 17 VwZVG darstellt. Dem Zustellungsvermerk wurde deshalb durch die Wahl einer anderen Zustellungsart, nämlich der vereinfachten Zustellung, Rechnung getragen. Geht man davon aus, dass der Bescheid am Freitag, 10.12.99, mit einfachem Brief zur Post gegeben wurde, so gilt er als am Montag, 13.12.99, bekannt gegeben (Art. 17 Abs. 2 Satz 1 VwZVG).

Der unklare Zustellungsvermerk hat daher keine Auswirkungen auf die Rechtmäßigkeit des Bescheides (vgl. den Rechtsgedanken aus Art. 9 VwZVG). Ein Zustellungsvermerk ist bei einem Wasserbeitragsbescheid aber generell entbehrlich, wenn eine vereinfachte Zustellung genügen soll, was sicherlich in der Praxis aus Gründen der Wirtschaftlichkeit den Regelfall darstellen sollte.

2. Tenor: Angebot einer Ratenzahlung

Der Tenor ist der Kern (das „Herzstück“) eines Bescheides. Er enthält den oder die Verwaltungsakte i.S.v. Art. 35 BayVwVfG. In diesem Teil des Bescheides sollten daher keine Hinweise oder Angebote aufgenommen werden, die keine Entscheidung oder Regelung darstellen (vgl. Art. 37 Abs. 1 BayVwVfG).

Beim Angebot einer Ratenzahlung handelt es sich um keine Regelung i.S.v. Art. 35 Satz 1 BayVwVfG, weil hier keine verbindliche Festlegung getroffen wird. Vielmehr handelt es sich hier um einen Hinweis des Marktes Rohrbach. Ein solcher könnte allenfalls an die Begründung des Bescheides (Art. 39 BayVwVfG) angefügt werden.

Bei einer Ratenzahlung handelt es sich um die teilweise Stundung einer Forderung. Die Zulässigkeit einer Stundung bestimmt sich nach Art. 13 Abs. 1 Nr. 5 lit. a) KAG i.V.m. § 222 AO (vgl. § 32 Abs. 1 KommHV). Danach wäre eine Stundung nur zulässig, wenn die Einziehung des Wasserbeitrages zum Fälligkeitszeitpunkt für Sabine Friedl eine erhebliche Härte bedeuten würde (§ 222 Satz 1 AO). Da ein Antrag auf Ratenzahlung bzw. teilweise Stundung des Wasserbeitrags durch Sabine Friedl überhaupt nicht vorliegt, kann das vom Markt Rohrbach nicht beurteilt werden (vgl. § 222 Satz 2 AO). Insofern widerspricht das Angebot auf Ratenzahlung den o.a. Bestimmungen. Da es sich aber lediglich um einen Hinweis handeln kann, der trotz seiner Stellung im Tenor des Bescheides keinerlei Verwaltungsaktqualität besitzt, macht das den Wasserbeitragsbescheid nicht fehlerhaft.

3. Tenor: Zwangsmittelandrohung

Die Vollstreckung von Leistungsbescheiden und sonstigen belastenden Bescheiden richtet sich grds. nach Art. 18 ff. VwZVG. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass sich die besonderen Vollstreckungsvoraussetzungen für Leistungsbescheide und sonstige zu einen Tun, Dulden oder Unterlassen verpflichtende Bescheide unterscheiden.

Während Art. 23 Abs. 1 VwZVG die besonderen Voraussetzungen zur Vollstreckung eines Leistungsbescheides nennt, können die in Art. 29 Abs. 2 VwZVG genannten Zwangsmittel nur zur Vollstreckung von Verwaltungsakten angedroht werden, mit denen eine Handlung, Duldung oder Unterlassung gefordert wird (Art. 36 Abs. 1 Satz 1 VwZVG). Die Androhung eines Zwangsgeldes (Art. 29 Abs. 2 Nr. 1 VwZVG) von 500,- DM für den Fall, dass der Wasserbeitrag nicht innerhalb einer Woche bezahlt wird (Art. 31 Abs. 1 VwZVG), ist deshalb rechtswidrig. Diese Rechtswidrigkeit erstreckt sich aber nicht auf die Hauptregelung, weil diese auch oder gerade ohne diese Zwangsgeldandrohung bestehen kann.

4. Tenor: Sofortvollzug (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO)

Nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO entfällt bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben, wie z.B. einem Wasserbeitrag, die grundsätzliche aufschiebende Wirkung des (Anfechtungs-) Widerspruchs (vgl. § 42 Abs. 1 VwGO). Ein möglicher Widerspruch gegen den Wasserbeitragsbescheid suspendiert also weder die Wirksamkeit des Bescheides, noch stellt er ein Vollstreckungshindernis dar (vgl. Art. 19 Abs. 1 Nr. 2 VwZVG). Deshalb ist die Anordnung der sofortigen Vollziehung für die Nr. 1 des Tenors nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3 VwGO überflüssig.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung im Hinblick auf die Nr. 3 des Tenors ist ebenfalls nicht notwendig, weil Rechtsbehelfen, die sich gegen Maßnahmen richten, die in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden, keine aufschiebende Wirkung zukommt, Art. 21 a VwZVG. Im Übrigen ist die Zwangsmittelandrohung (wie oben unter B.I.3. bereits erläutert) sowieso rechtswidrig.

5. Tenor: Kostenentscheidung (Art. 3 Abs. 1 Nr. 5 KG)

Nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 5 KG handelt es sich bei der Anforderung eines Herstellungsbeitrags um eine kostenfreie Amtshandlung. Insofern ist eine solche Festsetzung im Tenor nicht nur entbehrlich, sondern für den Bürger auch verwirrend, zumal für diesen die Unterscheidung zwischen einem von ihm zu entrichtenden Wasserbeitrag und Kosten für den Bescheid selbst nicht ganz einfach sein dürfte. Wenn neben dem Beitrag keine weiteren Kosten zu entrichten sind, kann eine solche Aussage ebenso gut unterbleiben.

Außerdem gehört die Begründung dieser Kostenentscheidung (bzw. die Rechtsgrundlage) nicht in den Tenor, sondern in die Gründe des Wasserbeitragsbescheides.

Die Festsetzung führt aber nicht zur Rechtswidrigkeit des Bescheides.

Evtl. könnte in den Bescheidtenor aufgenommen werden: „5. Kosten werden für diesen Bescheid nicht erhoben.“ Die Rechtsgrundlage dafür müsste dann in den Gründen gebracht werden.

6. Rechtsbehelfsbelehrung:

Für den Markt Rohrbach besteht keinerlei Verpflichtung, seinem Beitragsbescheid eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen (vgl. § 59 VwGO). Eine evtl. unrichtige Rechtsbehelfsbelehrung führt deshalb nicht zur Rechtswidrigkeit des Bescheides insgesamt, sondern lediglich zur Verlängerung der Rechtsbehelfsfrist nach § 70 Abs. 2 i.V.m. § 58 Abs. 2 Satz 1 VwGO.

Nach Nr. I/3. der VollzBek zur VwGO (VSV Nr. 3401-2) wird den Selbstverwaltungskörperschaften empfohlen, die in dieser Bekanntmachung genannten Rechtsbehelfsbelehrungen mit verschiedenen Einschränkungen zu verwenden.

Die Rechtsbehelfsbelehrung ist unrichtig, weil sie mit dem Freistaat Bayern den falschen Beklagten nennt. Nach § 78 Abs. 1 Nr. 1 VwGO ist als Beklagter hier der Markt Rohrbach anzugeben. Außerdem wäre hier die Klage beim für den Regierungsbezirk Niederbayern zuständigen Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg einzulegen (§§ 45, 52 VwGO, Art. 1 Abs. 2 Nr. 2 AGVwGO).

Schließlich ist vor der Erhebung einer Anfechtungsklage (§ 42 Abs. 1 Fall 1 VwGO) ein Vorverfahren einzuleiten, § 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO. Die Rechtsbehelfsbelehrung erweckt allerdings fälschlicherweise den Eindruck, als ob unmittelbar Klage (und nicht Widerspruch) einzureichen wäre.

7. Ergebnis

Insgesamt gesehen weist der Wasserbeitragsbescheid des Marktes Rohrbach zwar einige Fehler bzw. Ungereimtheiten auf, die aber nicht zur Rechtswidrigkeit des Bescheides in seiner Gesamtheit führen können.

II. Ein Widerspruch für Anja Schmidt

1. Aufschiebende Wirkung

Der Widerspruch von Anja Schmidt, vertreten durch den Rechtsanwalt Dr. Prinz (Art. 79 Hs. 2 i.V.m. Art. 14 BayVwVfG) hätte aufschiebende Wirkung, wenn es sich um einen Widerspruch handeln würde, der einer Anfechtungsklage (§ 42 Abs. 1 Fall 1 VwGO) vorausgehen würde (§ 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

Das Ziel des Widerspruchs und einer späteren Klage Schmidts ist aber nicht nur die Aufhebung des Bescheides der Bayerischen Verwaltungsschule vom 18.02.00, sondern darüber hinaus die Erteilung eines positiven Bescheids mit dem Inhalt, dass die Fachprüfung II für Verwaltungsangestellte bestanden ist. Dabei handelt es sich aber um einen sog. Verpflichtungs-Widerspruch, der einer Verpflichtungsklage (vgl. § 42 Abs. 1 Fall 2 VwGO) vorausgeht. Solchen Widersprüchen kommt eine aufschiebende Wirkung nicht zu.

2. Widerspruchsbehörde

Ein Widerspruchsbescheid wäre zu erlassen, nachdem ein Abhilfeverfahren (§ 72 VwGO) durchgeführt wurde (§ 73 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Ein solches Abhilfeverfahren entfällt jedoch, wenn Ausgangs- und Widerspruchsbehörde identisch sind (vgl. Linhart: Schreiben, Bescheid und Vorschriften in der Verwaltung - Stand: 01.12.99, Rd.Nr. 31).

Den Widerspruchsbescheid erlässt grds. die nächsthöhere Behörde (§ 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 VwGO). Die Bayerische Verwaltungsschule aber ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, die zwar der Rechtsaufsicht des Bayerischen Staatsministeriums des Innern unterliegt (vgl. Art. 11 BayVwSG), aber wie eine Gemeinde oder ein Landkreis keine nächsthöhere Behörde hat.

Bei der Durchführung der Fachprüfung II für Verwaltungsangestellte handelt es sich aber um eine Selbstverwaltungsangelegenheit der Bayerischen Verwaltungsschule (vgl. Art. 1 Abs. 1 BayVwSG). Deshalb erlässt in dieser Angelegenheit die Ausgangsbehörde auch den Widerspruchsbescheid (§ 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 VwGO). Dabei bleibt es in diesem Fall, weil eine anderweitige gesetzliche Regelung fehlt.

Das bedeutet, dass selbst bei einem erfolgreichen Widerspruch keine Abhilfeentscheidung getroffen werden würde, sondern im Widerspruchsbescheid der Bescheid über das Nichtbestehen der Prüfung aufgehoben und ein positiver Bescheid erlassen werden würde.

3. Zustellung

Der Widerspruchsbescheid ist gemäß § 73 Abs. 3 Satz 1 VwGO zuzustellen. Im Widerspruchsverfahren wird nach den Vorschriften des VwZG zugestellt (Art. 1 Abs. 1 Satz 2 VwZVG).

In diesem Fall würde sich eine Zustellung nach § 5 Abs. 4 (2 a.F.) VwZG anbieten, weil Bescheidsadressat zwar Anja Schmidt wäre, aber die Zustellung an Rechtsanwalt Dr. Prinz erfolgen müsste, § 7 (8 a.F.) Abs. 1 Satz 2 VwZG). Bei Rechtsanwälten handelt es sich u.a. um „privilegierte Personen“, denen nach Art. 5 Abs. 4 (2 a.F.) VwZG in Form eines einfachen Briefes mit Beifügung eines Empfangsbekenntnisses zugestellt werden kann. Die Zustellung wäre an dem Tag bewirkt, an dem Dr. Prinz das Empfangsbekenntnis unterschreibt.

III. Vom Regen in die Traufe

Für die Gemeinde Weißbach käme eine Rücknahme nach Art. 48 BayVwVfG in Betracht, wenn es sich hier um einen rechtswidrigen Verwaltungsakt handeln würde.

Hans Sollner hat unter Vorlage einer unrichtigen Bescheinigung des Installateurs Heinz Wassermann eine falsche Sachlage vorgespiegelt. Nach den tatsächlichen Verhältnissen hätte die Förderung nicht gewährt werden können, weil das von der Gemeinde Weißbach verfolgte Ziel – nämlich Wasser zu sparen – nur durch den Einbau von Rohrleitungen nicht erreicht werden kann. Sollners Einwand, dass auch eine Wärmepumpe als umweltfreundlich zu gelten hat, spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle. Der Bescheid der Gemeinde Weißbach war damit rechtswidrig.

Nach Art. 48 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG kann die Gemeinde Weißbach einen rechtswidrigen Verwaltungsakt zurücknehmen. Eine solche Rücknahme ist für begünstigende Verwaltungsakte nur im Rahmen der Einschränkungen der Absätze 2 und 3 möglich (Art. 48 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG). Die Gewährung der Förderung ist ein begünstigender Verwaltungsakt i.S.v. Art. 48 Abs. 2 BayVwVfG, weil die Gemeinde eine Geldleistung gewährt hat. Ein solcher Bescheid darf nicht zurückgenommen werden, wenn der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen schutzwürdig ist (Art. 48 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG).

Es erscheint schon fraglich, ob Sollners Vertrauen nach Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG schutzwürdig ist, weil er die Fördergelder bereits ausgegeben hat. Sollner hat nämlich andere Anschaffungen getätigt, als nach dem Zweck des Gemeinderatsbeschlusses geplant. Ein Vertrauensschutz scheidet aber immer aus, wenn der Antragsteller durch falsche Angaben den Verwaltungsakt erwirkt hat (Art. 48 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 BayVwVfG). Außerdem muss davon ausgegangen werden, dass Sollner die Rechtswidrigkeit eines solchen Verwaltungsaktes kennen musste (Art. 48 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 BayVwVfG).

Die Rücknahme des Verwaltungsaktes liegt damit im pflichtgemäßen Ermessen der Gemeinde Weißbach (Art. 48 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). Die Gemeinde handelt auf jeden Fall ermessensfehlerfrei, wenn sie Fördergelder zurückfordert, die nicht entsprechend dem Zweck der Förderung verwendet werden. Es kann nicht hingenommen werden, dass Personen unter Vorspiegelung falscher Tatsachen rechtswidrig erlangte Begünstigungen behalten dürfen und die Gelder womöglich für den tatsächlichen Zweck der Förderung für andere Antragsteller nicht mehr zur Verfügung stehen.

Die Gemeinde Weißbach sollte deshalb einen Rücknahme- und Rückforderungsbescheid mit folgendem Tenor erlassen:

„1. Der Bescheid der Gemeinde Weißbach vom 05.07.00 wird für die Vergangenheit zurückgenommen.

2. Die von Herrn Hans Sollner zu erstattende Leistung wird auf 500,- DM festgesetzt.

3. Der zu erstattende Betrag ist vom Tag der Bekanntgabe an mit 6 % zu verzinsen.

4. Herr Sollner hat die zu erstattende Leistung von 500,- DM bis spätestens ...  auf das Konto ... zu überweisen.

5. Die vorstehenden Nr. 1 bis 4 dieses Bescheides werden für sofort vollziehbar erklärt.

6. ...“

C. Anhang: Abkürzungen

	AGVwGO
	Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung

	BayVwSG
	Gesetz über die Bayerische Verwaltungsschule

	BayVwVfG
	Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz

	GO
	Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern

	VA
	Verwaltungsakt

	VollzBek zur VwGO
	Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern über den Vollzug der Verwaltungsgerichtsordnung; Rechtsbehelfsbelehrungen

	VwZG
	Verwaltungszustellungsgesetz

	VwZVG
	Bayerisches Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz

	VwGO
	Verwaltungsgerichtsordnung


� 	Wiederholen und vertiefen Sie bitte das Thema „Zustellung“ anhand des Kapitels B (Bekanntgabe des Verwaltungsaktes) von Lernziel 1.1 (Bescheid & Co.), im Internet unter: � HYPERLINK "http://www.rae-schlachter.de/skripten/index.html" ��http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_1_1_bescheid_co.doc�.


� 	Wiederholen und vertiefen Sie bitte das Thema „Tenor“ anhand des Kapitels E (Bescheidtechnik) von Lernziel 1.1 (Bescheid & Co.), im Internet unter: � HYPERLINK "http://www.rae-schlachter.de/skripten/index.html" ��http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_1_1_bescheid_co.doc�.


� 	Wiederholen und vertiefen Sie bitte die allgemeinen und besonderen Vollstreckungsvoraussetzungen anhand des Kapitels D (Verwaltungsvollstreckungsrecht) von Lernziel 1.1 (Bescheid & Co.), im Internet unter: � HYPERLINK "http://www.rae-schlachter.de/skripten/index.html" ��http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_1_1_bescheid_co.doc�.


� 	Wiederholen und vertiefen Sie bitte das Widerspruchsverfahren anhand Lernziel 2.1 (Abhilfebescheid oder Vorlageschreiben) und Lernziel 2.2  (Widerspruchsbescheid), im Internet unter � HYPERLINK "http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_2_1_abhilfebescheid_oder_vorlageschreiben.doc" ��http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_2_1_abhilfebescheid_oder_vorlageschreiben.doc� und � HYPERLINK "http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_2_2_widerspruchsbescheid.doc" ��http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_2_2_widerspruchsbescheid.doc�. 


� 	Anders ist dies bei den Gemeinden, bei denen es sich freilich auch um Selbstverwaltungskörperschaften handelt (Art. 1 Satz 1 GO). Für die Gemeinden existiert allerdings eine besondere gesetzliche Regelung in Art. 119 GO, wonach als Widerspruchsbehörde die Rechts- oder Fachaufsichtsbehörde fungiert, je nachdem ob eine Angelegenheit des eigenen (Nr. 1) oder des übertragenen Wirkungskreises (Nr. 2) vorliegt.


� 	Wiederholen und vertiefen Sie bitte das Thema „Rücknahme und Widerruf von Verwaltungsakten“ anhand Lernziel 1.3 (Aufhebung des Verwaltungsakts, ohne Widerspruchsverfahren); im Internet unter  � HYPERLINK "http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_1_3_aufhebung_des_verwaltungsakts.doc" ��http://www.rae-schlachter.de/skripten/lernziel_1_3_aufhebung_des_verwaltungsakts.doc�. 


� 	Wenn ein Verwaltungsakt für die Vergangenheit zurückgenommen wird, sind die erbrachten Leistungen zu erstatten. Das ist durch einen schriftlichen Verwaltungsakt festzusetzen (Art. 49 a Abs. 1 BayVwVfG).


� 	Die Verzinsung ergibt sich aus Art. 49 a Abs. 3 Satz 1 BayVwVfG.


� 	Eine Fristsetzung erscheint sachgerecht. Nach Eingang der Überweisung  sind die aufgelaufenen Zinsen zu berechnen und ebenfalls geltend zu machen.


� 	Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist angebracht, weil das öffentliche Interesse, öffentliche Gelder entsprechend ihrer Zweckbestimmung zu verwenden, das Interesse Sollners überwiegt, die Gelder anderweitig zu verwenden (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3 VwGO).





( by RA Dr. Thomas Troidl 19.04.2006 (www.rae-schlachter.de)


